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Anderung der Mufter zu den Tabakſteuer⸗Ausführungsbeſtimmungee nnn. S. 159 


1. Allgemeine Sachen, die Zölle und Verbrauchsabgaben 
gemeinſchaſtlich betreffen 


AD. § 149. Die Befreiungsvorſchrift des § 149 AO. 1931 Die rechtliche Begründung für dieſe Abgabenforderung 
findet keine Anwendung, wenn die Haftung bei Verjäh⸗ hat im Lauf des Verfahrens gewechſelt. Das Hauptzoll⸗ 
rung des Steueranſpruchs gegen den Steuerpflichtigen ne 15 en len 05 

berei H 1 1 geſehen. Das Landesfinanzamt hat in der Anſe ungs⸗ 
ER Satan e a gemadıt IR rer die n auf § 109 in Verbin⸗ 
Urteil des Neichsfinanzhofe, IV. Senat, dung mit 88 103, 108 der Reichsabgabenordnung geſtützt, 
vom 5. Februar 1936 IV A 171/34 ſohin die Beſchwerdeführerin als Haftende aus dem 


Bei % 3 Grund in Anſpruch genommen, weil fie die ihr als Ver⸗ 

a 5 11 Er zug ne eg 2 0 kann treterin der RR he ob⸗ 

Vertreter im Sinn des § 109 AD. fein. Sie haftet nach liegenden Pflichten ſchuldhaft verletzt habe; fie hafte für 

a für das Verſchulden DT die dadurch verkürzten Steueranſprüche. 
VCTF Die Beſchwerdeführerin beſtreitet ihre Abgabenpflicht 
et bemipt ſich nach 5 1 As. a den 1 1 Sie macht 

Urteil des Reichsfinanzhofs, IV. Senat, insbeſondere auch Verjährung geltend. Auf dieſen letz 
vom 5. Februar 1936 IV A 171/34 teren Einwand iſt zunächſt einzugehen. 

„ | Die Vorinſtanz geht mit Recht davon aus, daß nicht 
a n die N Ra ſondern die Inhaber der Erlaub⸗ 
en Beſchwerdeführerin betreibt den Großhandel mit | nisfcheine Zoll- und Umſatzausgleichſteuerſchuldner gewor⸗ 

ausländiſchem Mineralöl. Sie hat unter Vorlegung von den ſind (vgl. das Urteil des Reichsfinanzhofs vom 

Erlaubnisſcheinen, die ihren Kunden auf Grund von § 5 1. Juni 1927 IV A 48/27, Mrozeks Kartei, Rechtsſpruch 

der Mineralölzollordnung ausgeſtellt waren, Mineralöl 21 zu 8 13 des Vereinszollgeſetzes). Der Abgabenanſpruch 

teils zollfrei, teils zum ermäßigten Zollfag eingeführt, | gegen dieſe ift, foweit die Einfuhren im Jahre 1932 er 
aber nicht an die Inhaber der Erlaubnisſcheine geleitet, | folgten, mit dem Ablauf des Jahres 1933, ſoweit die Ein- 
er ihren eigenen Beſtänden an verzolltem Mineralöl | fuhren im Jahre 1933 erfolgten, mit dem Ablauf des 
eb. laber. Aus dieſen Beſtänden hatte ſie vorher voll Jahres 1934 verjährt, eine Unterbrechung der Verjäh⸗ 
5 tes Mineralöl zum Preis für zollfreies oder zoll. rung iſt nicht eingetreten. Sind mehrere Perſonen zur 

50735 p08 ST abgegeben. Sie fell für insgeſamt Zahlung einer Steuer als Steuerſchuldner „oder als für 

vom 2 2 Mineralöl, das ſie auf dieſe Weiſe in der Zeit die Steuerſchuld Haftende verbunden, ſo läuft die Ver⸗ 

u ar ener 1932 bis 1. September 1933 eingeführt jährungsfriſt grundſätzlich gegen jede von ihnen geſon⸗ 

det = uffüllung ihrer eigenen Lagerbeſtände verwen- dert. Dabei braucht, wer für eine Steuerſchuld als 

gcc, Kar? Ben tarifmäßigen Zoll bzw. den Unterſchied zwi- Haftender in Anſpruch genommen wird, die für hinter. 

Zr 1 tarifmäßigen und dem begünſtigten Zollſatz, zogene Beträge beſtimmte zehnjährige Verjährungsfriſt 

ee die bei der Einfuhr zu wenig entrichtete Amſat⸗ im allgemeinen nur dann gegen ſich gelten zu laſſen, wenn 

ausgleichſteuer nachträglich entrichten. er ſich ſelbſt der Sinterziehung ſchuldig gemacht hat 
50 


(Entſch. des RF Hofs Bd. 19 S. 96). Unabhängig von 
dem Ablauf der gegen ihn laufenden Verjährungsfriſt ſoll 
nach § 149 der Reichsabgabenordnung der neben dem 
Steuerpflichtigen Haftende »von der Haftung befreit 
ſein, wenn der Anſpruch gegen den Steuerpflichtigen ver⸗ 
jährt iſt. Die Haftung fällt jedoch auch in dieſem Fall 
nicht weg, wenn dem Haftenden ſelbſt eine Hinterziehung 
zur Laſt fällt. 


Die Haftung fällt aber auch in dem Fall nicht weg, 
wenn gegen den Haftenden der Haftungsanſpruch geltend 
gemacht und nicht verjährt iſt. Allerdings könnte eine 
an dem Wortlaut haftende Auslegung des § 149 der 
Reichsabgabenordnung zu der Annahme führen, der § 149 
der Reichsabgabenordnung befreie den Haftenden von der 
Haftung mit dem Erlöſchen des Steueranſpruchs gegen 
den eigentlichen Steuerſchuldner auch dann, wenn der 
Haftungsanſpruch gegen den Haftenden durch Haftungs⸗ 
beſcheid bereits geltend gemacht iſt. Eine vor allem 
den Zweck der Vorſchrift berückſichtigende Auslegung führt 
aber zur Ablehnung dieſer Annahme. Der erkennende 
Senat hat in feinem Urteil IV A 147/26 vom 19. Mai 
1926 (Entſch. des RF Hofs Bd. 19 S. 96 [99]) ausgeführt, 
daß die Verjährung der Steueranſprüche (88 120 ff. der 
Reichsabgabenordnung, jetzt 88 143 ff. der Reichsabgaben⸗ 
ordnung 1931) auf dem Schutzbedürfnis der Steuerpflich⸗ 
tigen beruhe, nach einer beſtimmten Zeit durch Geltend⸗ 
machung von — veralteten — Steueranſprüchen nicht 
mehr »behelligt« zu werden. Dieſem Schutzbedürfnis 
trägt der § 149 der Reichsabgabenordnung zugunſten des 
Haftenden weiter dadurch Rechnung, daß er beſtimmt, 
der Haftende ſolle den Vorteil der gegen den Steuer⸗ 
ſchuldner eingetretenen Verjährung mitgenießen und von 
der Haftung befreit werden. Auch er ſoll wegen ſeines 
Haftungsanſpruchs nicht mehr »behelligt« werden, auch 
gegen ihn ſoll der Haftungsanſpruch nicht geltend ge⸗ 
macht werden, und zwar auch dann nicht, wenn der 
Haftungsanſpruch nicht verjährt iſt, ein Fall, der nament⸗ 
lich dann vorkommen kann, wenn der Haftungsanſpruch, 
wie z. B. bei § 116 Abſ. 1 der Reichsabgabenordnung, 
ſpäter als der Steueranſpruch entſteht. Iſt aber der 
Haftungsanſpruch durch Haftungsbeſcheid geltend ge⸗ 
macht, ſo entfällt das den Verjährungsvorſchriften 
zugrunde liegende Schutzbedürfnis des Haftenden, von 
der Geltendmachung veralteter Steueranſprüche verſchont 
zu werden. Denn die »Behelligung« (Entſch. des RF Hofs 
Bd. 19 S. 99) des Haftenden, die Geltendmachung, iſt 
ja ſchon erfolgt. 
kann daher nur den Fall in der Vorſtellung haben, daß 
der Steueranſpruch gegen den Steuerſchuldner verjährt 


und der Haftungsanſpruch gegen den Haftenden vor Ein⸗ 


tritt dieſer Verjährung noch nicht geltend gemacht 
worden iſt. 


Würde man anders entſcheiden, ſo würde das zu 
untragbaren Ergebniſſen führen. Nach der Rechtſprechung 
des Reichsfinanzhofs, die jetzt auch in 87 Abſ. 3 des 
Steueranpaſſungsgeſetzes verankert iſt, ſteht es nämlich 
der Steuerſtelle frei, ob ſie ſich an den Steuerſchuldner 


oder an den Haftenden halten will. Entſcheidet ſie ſich 


für den Haftenden und macht ſie gegen ihn den Haftungs⸗ 
anſpruch durch Haftungsbeſcheid geltend, verjährt dann 
aber im Lauf des Steuerprozeſſes der Anſpruch gegen den 
Steuerſchuldner, dann müßte bei Annahme der hier ab- 


Der 8149 der Reichsabgabenordnung 
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gelehnten Anſicht der Haftende von der Haftung freigeſtellt 
werden, ein Ergebnis, das nicht Rechtens ſein kann. 
Dieſem untragbaren Ergebnis könnte das Finanzamt nur 
dadurch entgehen, daß es auch gegen den Steuerſchuldner, 
an den es ſich nicht halten will, vorgeht. Dies würde 
aber wiederum dem in §7 Abſ. 3 des Steueranpaſſungs⸗ 
geſetzes niedergelegten Grundſatz widerſprechen. 


Wenn der Senat in dieſem Zuſammenhang auf 87 
Abſ. 3 des Steueranpaſſungsgeſetzes verweiſt, dann ge⸗ 
ſchieht das nicht, wie die Beſchwerdeführerin anſcheinend 
annimmt, um nachzuweiſen, daß § 149 der Reichsabgaben⸗ 
ordnung durch das Steueranpaſſungsgeſetz außer Wirk⸗ 
ſamkeit geſetzt worden ſei oder ſeit dem Inkrafttreten des 
Steueranpaſſungsgeſetzes einen anderen Inhalt bekommen 
habe. Der Senat zieht lediglich den in der Rechtſprechung 
des Reichsfinanzhofs von jeher anerkannten und durch 
87 Abſ. 3 des Steueranpaſſungsgeſetzes nunmehr auch 
geſetzlich ausdrücklich formulierten Grundſatz, daß es dem 
Finanzamt freiſteht, an welchen Geſamtſchuldner es ſich 
halten will, zur Auslegung des § 149 der Reichsabgaben⸗ 
ordnung heran, deſſen Weitergeltung in ſeinem bisherigen 
Sinn nicht in Frage gezogen wird. Die Auslegung, die 
der Senat dem § 149 der Reichsabgabenordnung gibt, 
widerſpricht auch nicht dem Urteil Bd. 19 S. 96ff. der 
Entſch. des RF Hofs. In dieſem Urteil iſt (auf S. 101) 
der § 126 der Reichsabgabenordnung 1919 (der nun⸗ 
mehrige § 149 der Reichsabgabenordnung) lediglich als 
Beleg dafür erwähnt, daß nach den Vorſchriften der 
Reichsabgabenordnung die Verjährungsfriſten, die gegen 
den eigentlichen Steuerſchuldner und gegen den für die 
Steuerſchuld Haftenden laufen, von verſchiedener Dauer 
ſein können. Das Arteil hatte keinen Anlaß, zu der im 
vorliegenden Rechtsſtreit wichtig gewordenen Frage 
Stellung zu nehmen und hat dies auch nicht getan. Die 
Rechtsauffaſſung des Senats, mit der Verjährung des 
Steueranſpruchs gegen den Steuerſchuldner werde der für 
die Steuer Haftende nicht von der Haftungsverpflichtung 
ſchlechthin, ſondern von der Geltendmachung, ſofern fie 
nicht ſchon vorher erfolgt war, frei, hat keineswegs, wie 
der Vertreter der Beſchwerdeführerin meint, die Wirkung, 
daß durch die Geltendmachung des Haftungsanſpruchs die 
Verjährung des eigentlichen Steueranſpruchs unterbrochen 
würde. Eine die Verjährung unterbrechende Handlung 
wirkt nur gegen den, gegen den ſie gerichtet iſt. 


Z 1400 — 562 II 


Druckfehlerberichtigung!) (vergl. RGBl. I S. 400) 


In der Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über 
die Gewährung von Straffreiheit vom 23. April 1936 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 384) ) muß es im § 1 Abſ. 1, Zeile 1 
ſtatt »($ 1 Abſ. 2, § 2 Abſ. 2)« richtig heißen: »($ 1 
Abſ. 2, § 2 Nr. 1) im § 6 Abſ. 1, Zeile 2 muß es ſtatt 
»($ 1 Abſ. 2, § 2 Abſ. 34 richtig heißen: »($ 1 Abf. 2, 
§ 2 Nr. 2x. 


) Abdruck wiederholt, da auf S. 155 des NIBE. im Druck 
verſtümmelt. 

) RSBl. S. 144. Das Geſetz über die Gewährung von 
Straffreiheit vom 23. April 1936 (RGBl. I S. 378) iſt am 
25. April 1936 in Kraft getreten. 


II. Zölle und ſonſtiger Verkehr mit dem Auslande 


Erleichterungen für die Einreiſe zur XI. Olympiade 
Berlin 1936. 


Ich ermächtige die Präſidenten der Landesfinanzämter 
mit Grenze und den Präſidenten des Landesfinanzamts 
Berlin, aus Billigkeitsgründen von der Erhebung von 
Zöllen und Verbauchſteuern abzuſehen bei der Einfuhr 
von Futtermitteln, die ausländiſche olympiſche Kämpfer 


| 
| 


oder fonftige ausländiſche Reiſende, die im Beſitz eines 
Paſſes und eines Olympiaausweiſes ſind, für die zur 
Teilnahme an den Wettkämpfen mitgebrachten Pferde 
zugleich mit dieſen über den Reiſebedarf hinaus in einer 
der Dauer des Verbleibs der Pferde in Deutſchland ange⸗ 
meſſenen Menge einführen. 


NFM. vom 6. Mai 1936 — Z 1253 — 102 II 
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III. Verbrauchsabgaben 
2. Tabakſteuer 


Verordnung zur Anderung des Tabakſteuergeſetzes. 


Sal 
Im 85 Abſ. 1 des Tabakſteuergeſetzes ift in Abteilung B 
hinter Steuerklaſſe 3 einzufügen: 
» 3a. zu 4 Reichspfennig das Stück 
13,125 Reichsmark für 1000 Stück,. 
982 
Die Verordnung tritt am 1. Auguſt 1936 in Kraft. 
Berlin, 17. März 1936 | 
Der Reichsminiſter der Finanzen 
In Vertretung: Reinhardt 
V 1000 — 275 II 


) RGBl. 1 S 316 — 15. Berichtigung der Handausgabe. 
Berichtigungsblätter werden alsbald geliefert. 


| 


Verordnung 
zur Durchführung der Verordnung 
vom 17. März 1936 
zur Anderung des Tabakſteuergeſetzes“ 

Auf Grund des § 5 Abſ. 2 und 4, $ 8a Abſ. 1, 
$ 11 und § 46 Abf. 3 des Tabakſteuergeſetzes vom 
12. September 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1667). d hierd 
17. März 1936 (Reichsgeſehbl. 1 S. 3166 wird hierdurch 
verordnet: 


Artikel 1 | 
Tabakſteuer⸗Ausführungsbeſtimmungen 


Die Tabakſteuer⸗Ausführungsbeſtimmungen vom 

26. Februar 1920 (gentralbl. f. d. Deutſche Neich S. 157) | 
15. Dezember 1934 (Reichsminiſterialbl. S. 825) 

werden wie folgt geändert: 

1. Im 8 12 ift | 

a) im Abſ. 1 ſtatt »bei Zigaretten der Steuer⸗ 

klaſſen B 2 bis 4 (zu 3¼, 4 und 5 Reichspfennig) e 

zu ſetzen »bei Zigaretten der Steuerklaſſen B 2, | 

1 


3, 3a und 4 (zu 3½, 4, 4½ und 5 Reichs⸗ 
pfennig)«, | 
b) im Abf. 4 hinter „3 einzufügen „, 4 und 5e 
und ſtatt »900« zu ſetzen »960«. 
2. Im 818 Abſ. 1 iſt 5 
a) Ib wie folgt zu faſſen: »für Zigaretten der 
Steuerklaſſe B 1 für Packungen zu 4, 10, 20 
und 50 Stück, für Zigaretten der Steuerklaſſe B 2 
für Packungen zu 3, 6 und 12 Stück, für 
Sigaretten der Steuerklaſſe B 3 für Packungen 
zu 5, 10, 25 und 50 Stück, für Zigaretten der 
Steuerklaſſe B 3a für Packungen zu 6, 12, 24 
und 48 Stück, für Zigaretten der Steuerklaſſe B 4 
für Packungen zu 12, 24 und 48 Stück, für 
Jigaretten der Steuerklaſſen B 5 bis 8 und aus 
der Steuerklaſſe B 9 im Kleinverkaufspreiſe zu 
15 Reichspfennig das Stück für Packungen zu 
10, 25 und 50 Stück,, 


unter II 5 | 
und . »12 und 20 zu ſetzen »12, 20, 24 


b. 


— 


5 Artikel 2 
A Einzelverkauf von Zigaretten 
Tabalſt engl im 82 des Artikels 1 der Zweiten 
alſteuer⸗Durchführungsverordnung vom 18. Juni 
) RMBl. S. 11 
Berichtigungsblätter 


8 — 15. Berichtigung der Handausgabe. 
werden alsbald geliefert. j 


1931 (Reichsminiſterialbl. S. 376) über Ausnahmen 
von dem Verbot des Verkaufs von Zigaretten ohne 
Umſchließungen (Einzelverkauf) wird aufgehoben. 
Artikel 3 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Auguſt 1936 in Kraft. 
Berlin, 28. April 1936 
Der Reichsminiſter der Finanzen 

V 1010 — 216 11 Im Auftrag Ernſt 


Anderung der Muſter 
zu den Tabakſteuer⸗Ausführungsbeſtimmungen 
Auf Grund von § 78 der Tabakſteuer⸗Ausführungs⸗ 
beſtimmungen (Zentralbl. f. d. Deutſche Reich 1920 
S. 157) beſtimme ich, daß die Muſter zu den Tabak⸗ 
ſteuer⸗Ausführungsbeſtimmungen mit Wirkung vom 
1. Auguſt 1936 wie folgt geändert werden: 


A. Tabakſteuer⸗Ausführungsbeſtimmungen 
1. Muſter 1 (Tab AB. § 21) 

a) Im Kopfvordruck des Muſters 1 wird in Spalte 2 
vor der Zahl »100« eingefügt »80,«; 

b) die Anlage b zu Muſter 1 (Überſicht über die 
Wertbeträge der Steuerzeichen für Zigaretten) 
erhält die aus der Anlage erſichtliche Faſſung. 

2. Muſter 2 (Tabſtel B. § 21) 

Das Muſter 2b wird wie folgt geändert: 

a) In der Überſchrift über dem Kopf des Muſters 
iſt vor dem Wort »hundertſtel« jeweils einzufügen 
»achtzigftel —«; 

b) im Kopfvordruck werden 
1. bei der Preisklaſſe zu 3½ Ji die Unter- 

ſpalte für Packungen zu 9 Stück geſtrichen, 

2. hinter der Preisklaſſe zu 4% die Preisklaſſe 
zu 4¼ Af mit den Unterſpalten für 
Packungen zu 6, 12, 24 und 48 Stück ein⸗ 
gefügt, | 

3. bei der Preisklaſſe zu 5 % die Unter 
ſpalten für Packungen zu 5, 10, 25 
und 50 Stück durch ſolche für Packungen zu 
12, 24 und 48 Stück erſetzt, 

4. in den Spalten für die Beſtätigung der 
Hebeſtelle zweimal vor »1/100« eingefügt: 
»1/80,«. 

3. Muſter 3 (TabftAB. $ 21) 

Die Angaben der Preisklaſſen und Packungen und 
der Werte der einzelnen Steuerzeichen ſind für 
Zigaretten nach Maßgabe der abgeänderten Muſter 
für das Beſtellbuch (Muſter 2b) und der Anlage b zu 
Muſter 1 zu ändern. 

4. Muſter 9 (Tabſtu B. § 56) 

In Abteilung 2 des Muſters 9b (Betriebsbuch B) 
iſt hinter der Preisklaſſe zu 4 % die Preisklaſſe 
zu 4½ % als Spalte 9 einzufügen; die Preis- 
klaſſen zu 5 bis 15 % find auf die Spalten 10 bis 15 
zu verteilen. 


B. Beſtimmungen über die Tabakſtatiſtik 
In Muſter 1 iſt für Zigaretten hinter der Preis⸗ 
klafſe zu 4 % die Preisklaſſe zu 4¼ , einzufügen. 
Berlin, 28. April 1936 
Der Reichsminiſter der Finanzen 
v 1010 — 216 11 Im Auftrag Ernſt 
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Anlage b zu Muſter ! 
(Tabſta B. § 21) 


Aberſicht B 
über die Wertbeträge der Steuerzeichen für Zigaretten 


Für Packungen Für Packungen Für Packungen [ Für Packungen Für Packungen 


zu 3 Stück zu 4 Stück zu 5 Stück zu 6 Stück zu 10 Stück 
Bei einem Klein⸗ 
verkaufspreiſe Preis Preis Preis des Preis des Preis des 
für 1 Zigarette von [des ein-| des des ein.“ des a 
zelnen | Bogens Er nr zelnen] Bogens 3% zelnen Bogens 
Steuer- zu 75 Sei chen Steuer-] zu 75 =. Steuer⸗ zu 80 
ſeichens] Zeichen keicjens] Zeichen Zechen geichens“ Seichen 
| RAM | Rt . Ir 
83 92 
N 80 
5 32 
8 28 
. 80 
. 60 
n F 40 
Für jeden Mehr⸗ 
betrag von 5 N 
mehnr t 8o Iead e 20 | 80 


Für Packungen | Für Packungen | Für Packungen | Für Packungen | Für Packungen Für Packungen 


zu 12 Stück zu 20 Stück zu 24 Stück zu 25 Stück zu 48 Stück zu 50 Stück 
„ Preis des Preis des Preis des Preis des Preis des Preis des 
für 1 Zigarette von Aue 9 Zu Bogens Aue en n 5 Be ae 
5 chen Zeichen heichens Zeichen 11 0 Zeichen ae Zeichen 11 Zeichen 
FH \RM| Rp 7% I Ar RM An RM | An An AM 
zu 2 — — — 15 , Ds | RE el) er 37½] 15 — 
5 NN 12 4 80% : C è l! , ˙ — — — 
N —T(äʃL»„ẽẽ̃— !... — a I: 1 12 ( — 62 24 80 
ar AN ee rar 15/6 30[ — — —31¼ 12 60 — | — —: 6325 20!( — — — 
N 20/8 16 — — —40%¼ 16 322 —-—— 81 32 64 — — — 
e / T. — ,, 42 — 
FR ASIEN, 22333 ln Sl 176 3040| — — — 152 60 80 
Si I . 00 40 — — | — | — [200 80 | — 
ER !( 129 51160] — —— 258 103 20 
e / , . DSAR [a] ABO ee 
„ a ar er Ts Bee A 
SE „nne, , 
„ M e . e, , ERBR 
Für jeden Mehr⸗ | | 
betrag von 5. Ayf | | 
Mehr — — — — (2 —(— (24218 26 — — ——13⁰ 82 az 
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